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Stellungnahme zum Begutachtungsentwurf der SNE-G-V

1 Ausgangspunkt
Der Begutachtungsentwurf der SNE-G-V verfolgt nachvollziehbare Ziele, insbesondere die stärkere Verursachungsgerech-tigkeit, die Mobilisierung von Flexibilität, die transparentere Beteiligung von Einspeisern an Netzanschluss- und Ausbaukos-ten sowie die Begünstigung systemdienlicher Speicher.
Positiv hervorzuheben ist ferner, dass der Entwurf gemeinsame Energienutzung im Nahebereich, flexible Entnahme undsystemdienlichen Betrieb ausdrücklich adressiert und damit auf die veränderten Anforderungen eines zunehmend dezen-tralen Elektrizitätssystems reagiert.
Gleichzeitig bleibt der Entwurf in seiner Grundlogik stark auf die Optimierung des bestehenden Netzbetriebs ausgerichtet.Damit droht er, zwar kurzfristig kostenreflexive und netzdienliche Signale zu setzen, mittel- und langfristig aber jene tech-nischen, organisatorischen und marktlichen Entwicklungen nur unzureichend zu erfassen, die für ein resilientes Energiezel-lensystem bzw. einen zellularen Ansatz wesentlich sind.
Aus Sicht einer robusten, krisenfesten und transformationsfähigen Stromversorgung sollte Regulierung nicht nur netzseitigeEffizienz und klassische Flexibilitätsbewirtschaftung fördern, sondern auch den Aufbau lokaler, modularer, sektorengekop-pelter und im Störungs- oder Krisenfall teilautonom betreibbarer Strukturen ausdrücklich ermöglichen. Gerade in diesemPunkt weist der Entwurf wesentliche Lücken auf.
2 Gesamtwürdigung
Der Entwurf enthält mehrere Elemente, die mit einem Energiezellensystem1 grundsätzlich kompatibel sind. Dazu zählen ins-besondere die Anerkennung gemeinsamer Energienutzung im Nahebereich nach § 9, die netzentgeltliche Begünstigung fle-xibler Entnahmen nach § 10, die teilweise Berücksichtigung systemdienlichen Betriebs nach den Erläuterungen sowie dieBegünstigung bestimmter systemdienlicher Speicher nach §§ 23 bis 26.
Diese Elemente bleiben jedoch in einer Perspektive verhaftet, in der Systemdienlichkeit vor allem als Beitrag zur Entlastungdes bestehenden Netzes verstanden wird. Die weitergehenden Funktionen eines Energiezellensystems – etwa lokale Resi-lienz, Inselbetriebsfähigkeit, Schwarzstartfähigkeit, priorisierte Versorgung kritischer Infrastrukturen, sektorübergreifendesEnergiemanagement, Wiederanlauffähigkeit nach Störungen und Krisenvorsorge – werden demgegenüber nicht als eigen-ständige regulatorische Zielkategorien erfasst.
Hinzu kommt, dass der Entwurf absehbare technische und marktliche Entwicklungen nur eingeschränkt antizipiert. Zu erwar-ten sind in den kommenden Jahren stärker fallende Speicher- und Steuerungskosten, eine Zunahme hybrider Mehrzweck-systeme, die Verschmelzung von Strom-, Wärme- und Mobilitätsanwendungen, aggregierte Kleinanlagen, bidirektionaleFlexibilitäten sowie zunehmend lokale und knotenbezogene Engpasssituationen. Eine Verordnung, die zu stark auf heutigeTechnik- und Marktformen zugeschnitten ist, läuft Gefahr, bereits mittelfristig innovationshemmend zu wirken.
Vor diesem Hintergrund wird der Entwurf in seiner derzeitigen Form als teilweise begünstigend, in wesentlichen Punktenaber auch als hemmend für einen energiezellularen bzw. zellular-resilienten Ansatz beurteilt.

https://www.gfkv.org/ezs
http://recht-post@e-control.at


Gesellschaft für Krisenvorsorge
Unterreit 23/5, A-5751 Maishofen
ZVR: 1702112241 | IBAN: AT27 3505 3000 4211 8125
► www.gfkv.org ► kontakt@gfkv.org

Herbert Saurugg, MSc
Präsident der GfKV

► +43 660 3633896 ► herbert.saurugg@gfkv.org

3 Würdigung im Einzelnen nach Paragraphen
Zu § 1 – Regelungsgegenstand und Ziele
§ 1 verweist allgemein auf die Ziele des § 127 Abs. 1 ElWG, enthält aber keine eigenständige Zielverankerung für Resilienz,Krisenvorsorge, Versorgungssicherheit in Ausnahmesituationen, Inselbetriebsfähigkeit oder die Ermöglichung dezentralerund zellularer Strukturen.
Diese Leerstelle ist von erheblicher Bedeutung, weil die nachfolgenden Entgelt- und Anschlussregeln dadurch fast zwangs-läufig entlang klassischer netzbetrieblicher und kostenorientierter Kategorien ausgelegt werden.
Gerade für ein Energiezellensystem wäre es jedoch erforderlich, bereits auf Zielebene klarzustellen, dass eine moderne Ent-geltordnung nicht nur das bestehende Netz optimieren, sondern auch die langfristige Transformationsfähigkeit, Robustheitund Krisenfestigkeit des Gesamtsystems unterstützen soll. Ohne eine solche Klarstellung besteht die Gefahr, dass spätereTarifsetzungen und Vollzugspraxen resilienzfördernde Investitionen systematisch untergewichten.
Anregung zu § 1: ausdrückliche Ergänzung um die Ziele Resilienz, Krisenvorsorge, Versorgung kritischer Infrastrukturen, In-selbetriebsfähigkeit, Wiederanlauffähigkeit und Förderung dezentraler bzw. zellularer Energiestrukturen.
Zu § 3 und § 6 – Messlogik, Leistungspreis und Mindestbemessungsgrundlage
Die Orientierung der regelmäßigen Entgelte am höchsten monatlichen Viertelstundenleistungswert sowie die Mindestbe-messungsgrundlage von zumindest 20% der vereinbarten netzwirksamen Leistung und jedenfalls 2 kW stärken die Leistungs-orientierung der Tarifierung.
Das ist aus Sicht der Verursachungsgerechtigkeit nachvollziehbar, kann aber längerfristig Fehlanreize gegen resilienzfördern-de Auslegung von Kundenanlagen und lokalen Energiezellen erzeugen.
Typische Energiezellen bündeln mehrere Funktionen: lokale Versorgung, Pufferspeicherung, Lastmanagement, Wärmever-sorgung, Mobilität, Ersatzstromfähigkeit und gegebenenfalls Schwarzstartoptionen. Ein rein auf den monatlichen Spitzenwertgestütztes Entgeltmodell unterscheidet jedoch nicht zwischen systemschädlichen Gleichzeitigkeitsspitzen und bewusst vor-gehaltener Resilienz- oder Reservekapazität oder systemunterstützender Maßnahmen.
Dies kann dazu führen, dass Akteure, die vorsorgeorientiert robuste Strukturen aufbauen, überproportional belastet werden,obwohl diese Strukturen im Störungs- oder Krisenfall erhebliche volkswirtschaftliche Schäden vermeiden helfen können.Mittel- und langfristig könnte dadurch gerade jene Art von lokaler Redundanz und Reservefähigkeit entmutigt werden, diefür ein Energiezellensystem wesentlich ist.
Anregung zu §§ 3 und 6: Einführung einer differenzierten Behandlung nachweislich resilienzrelevanter Reserve- und Notbe-triebskapazitäten; alternativ Schaffung von Ausnahmen oder Abschlägen für technisch dokumentierte Energiezellen mit netz-dienlichem Energiemanagement, Inselbetriebsoption oder Krisenversorgungsfunktion.
Zu § 7 – Arbeitspreis, SNAP und WiNAP
Die zeitvariablen Arbeitspreise SNAP und WiNAP setzen grundsätzlich ökonomische Signale zur Lastverschiebung in Zeitfens-ter mit erwartbar höherer Einspeisung oder geringerer Netzbelastung.
Dieses Instrument ist im Grundsatz sinnvoll, bleibt aber in der vorgesehenen Form zu statisch und zu wenig lokal differen-ziert.
Absehbar ist, dass die Strommärkte künftig volatiler, kleinteiliger und stärker digitalisiert werden. Mit weiterem Ausbau vonPhotovoltaik, Speichern, elektrischer Wärme und Elektromobilität werden Last- und Einspeisemuster regional und lokal stär-ker auseinanderlaufen; zugleich kann es in tariflich begünstigten Zeitfenstern zu neuen negativen Synchronisations- undGleichzeitigkeitseffekten kommen.
Starre, österreichweit einheitliche Zeitfenster könnten daher mittelfristig ihre Steuerungswirkung verlieren oder sogar zuneuen, kontraproduktiven Spitzen in privilegierten Stunden führen. Für ein Energiezellensystem wären lokalitätsbezogene,netzzustandsbezogene oder zumindest netzbereichsspezifisch anpassbare Tarifsignale sachgerechter als starre, bundesweiteund wetterunabhängige Standardfenster.
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Kritisch ist darüber hinaus, dass Mittel- und Langfristspeicher von SNAP und WiNAP ausgenommen sind, obwohl gerade diesekünftig eine größere Rolle für saisonale Pufferung, mehrtägige Versorgungssicherheit und strategische Resilienzfunktionenspielen können.
Anregung zu § 7: Öffnung für regionalisierte oder netzzustandsabhängige Tarifsignale sowie Prüfung, ob auch Speicher mitnachweislich system- und zellendienlicher Betriebsweise in geeigneter Form an dynamischen Preissignalen partizipierensollten.
Zu § 9 – gemeinsame Energienutzung im Nahebereich
Die Reduktion des Netznutzungsentgelts bei gemeinsamer Energienutzung im Nahebereich ist ausdrücklich zu begrüßen, weilsie lokale Erzeugung und lokalen Verbrauch stärker zusammenführt.
Diese Regelung wirkt in Richtung dezentraler Eigenkoordination und stellt damit einen positiven Baustein für systemischeEntwicklungen dar.
Allerdings bleibt die Regelung im Wesentlichen auf die energiewirtschaftliche Zuordnung im Nahebereich beschränkt. EinEnergiezellensystem benötigt darüber hinaus regulatorische Anreize für umfassendere lokale Verbünde mit Speichern, steu-erbaren Lasten, Wärme, Mobilität, priorisierten Versorgungsfunktionen und organisatorischer Betriebsfähigkeit im Krisenfall.
Damit bleibt § 9 zwar positiv, aber unterkomplex. Er begünstigt lokale Kooperation, ohne bereits den Schritt zu vollwertigenlokalen Energiezellen („dezetralen funktionalen Einheiten“) mit Mehrfachnutzen und Resilienzfunktion zu eröffnen.
Anregung zu § 9: Ausweitung der Begünstigungstatbestände auf lokale Multi-Use-Strukturen mit Speicher, Flexibilität undsektorengekoppelten Anwendungen im Sinne dezentraler Funktionseinheiten; Berücksichtigung von Versorgung kritischerEinrichtungen innerhalb lokaler Zellen.
Zu § 10 – Netznutzungsentgelt für flexible Entnahme
Die Regelung zur flexiblen Entnahme schafft einen grundsätzlich sinnvollen tariflichen Anreiz für netzdienliches Verhaltenund kann helfen, bestehende Netzkapazitäten besser auszunutzen.
In ihrer Ausgestaltung versteht sie Flexibilität jedoch vor allem als vertraglich abgesicherte Einschränkbarkeit durch den Netz-betreiber.
Gerade im Lichte zu erwartender technischer und marktlicher Entwicklungen ist dieses Verständnis zu eng. Künftige Flexi-bilitäten werden zunehmend nicht nur als Abschalt- oder Reduktionsflexibilität, sondern als multimodale Systemleistungerbracht: durch Prognose, lokale Optimierung, Speicherkoordination, bidirektionales Laden, gekoppelte Wärme- und Mo-bilitätssysteme, Aggregation verteilter Kleinanlagen und automatisierte Reaktion auf Netz- und Marktsignale.
Ein Regime, das Flexibilität überwiegend als Eingriffsrecht des Netzbetreibers beschreibt, begünstigt primär fremdsteuerbareLasten. Ein Energiezellensystem erfordert dagegen auch die Anerkennung positiver lokaler Systemleistungen, etwa Glättung,Pufferung, Wiederanlauffähigkeit, Notfallversorgung und eigenständige Koordinationsfähigkeit innerhalb lokaler Zellen.
Problematisch ist zudem die starke zeitliche Vorprägung durch langfristige Vereinbarungen. In dynamischen Technik- undMarktentwicklungen kann eine zu starre Flexibilitätslogik dazu führen, dass neue Geschäftsmodelle und lokale Optimierungs-lösungen regulatorisch schlechter gestellt werden als klassische Abschaltmodelle.
Anregung zu § 10: Ergänzung eines eigenständigen Begünstigungstatbestands für resilienzorientierte bzw. zelluläre Flexibi-lität, bei der nicht nur Abschaltbarkeit, sondern auch Autonomie-, Puffer-, Wiederanlauf- und Versorgungssicherheitsbeiträgeberücksichtigt werden.
Zu §§ 14 bis 18 – Netzanschlussentgelt, AWA und pauschaler Anteil
Die Neuregelung des Netzanschlussentgelts erhöht Transparenz und schafft nachvollziehbare Strukturierungen zwischenaufwandsorientiertem Anteil und pauschalem Anteil.
Gleichzeitig verlagert sie zusätzliche Kosten- und Planungsrisiken auf neue dezentrale Akteure, die innovative oder modulareSystemarchitekturen errichten wollen.
Gerade Energiezellen werden häufig nicht in einem Schritt, sondern modular entwickelt: zunächst mit Erzeugung, später mitSpeicher, danach mit Wärme- oder Mobilitätskomponenten und gegebenenfalls zusätzlichen Resilienzfunktionen. Wenn
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Anschluss- und Ausbaukosten primär an aktueller Leistungserhöhung, Nachverrechnungslogik und netzseitig standardisiertenKategorien anknüpfen, kann dies evolutive und vorsorgeorientierte Ausbaupfade wirtschaftlich erschweren.
§ 18 Abs. 6 sieht zwar Abschläge für Stromerzeugungsanlagen an systemdienlichen Standorten und bei dauerhaft flexiblemNetzzugang in Einspeiserichtung vor.
Dies ist ein positiver Ansatz, bleibt aber auf Erzeugungs- bzw. Einspeiselogik beschränkt und erfasst gerade nicht das typischeProfil einer Energiezelle als Mehrkomponentensystem aus Erzeugung, Speicher, Lastmanagement, Wärme, Mobilität undkritischen Verbrauchern.
Mit Blick auf künftige marktliche Entwicklungen ist zu erwarten, dass genau solche hybriden Systeme an Bedeutung gewin-nen. Wird ihre modulare Entwicklung durch Anschluss- und Ausbauentgelte relativ benachteiligt, kann die Regulierung un-gewollt zentralistischere oder monofunktionale Lösungen bevorzugen.
Anregung zu §§ 14 bis 18: Erweiterung der Begünstigungstatbestände auf zellulare Mehrkomponentensysteme; Einführungreduzierter Anschlussentgelte oder pauschaler Abschläge für nachweislich netz- und krisendienliche Energiezellen, insbeson-dere bei Versorgung kritischer Infrastrukturen, kommunaler Daseinsvorsorge und sektorengekoppelten Microgrids.
Zu § 20 – Verfall des pauschalen Anteils
Das Verbot der standortübergreifenden Übertragung der Netzzugangsberechtigung und der Ausschluss der Rückerstattungdes pauschalen Anteils sind aus klassischer Netzanschlusslogik nachvollziehbar.
Für einen zellularen Transformationspfad können diese Regelungen jedoch hemmend wirken, weil sich dezentrale Resilienz-architekturen häufig lernend, iterativ und in Anpassung an lokale Erfahrungen entwickeln.
Gerade bei Gemeinden, Betrieben oder Quartiersprojekten kann sich im Zuge der Umsetzung herausstellen, dass ein Stand-ort, eine Struktur oder eine Netzkonfiguration angepasst werden muss. Wenn dabei erhebliche Entgeltbestandteile endgültigverfallen, sinken Innovations- und Experimentierbereitschaft.
Anregung zu § 20: Prüfung einer begrenzten Übertragbarkeit oder Anrechenbarkeit innerhalb desselben Areals, derselbenGemeinde oder desselben Versorgungsgebietes, sofern ein klarer Sachzusammenhang vorliegt.
Zu §§ 23 bis 26 – systemdienliche Speicher
Die ausdrückliche netzentgeltliche Begünstigung systemdienlicher Speicher ist einer der stärksten positiven Aspekte desEntwurfs.
Gleichzeitig liegt hier auch die gravierendste systemische Begrenzung im Hinblick auf künftige Technik- und Marktformen.
§ 23 knüpft die Befreiung vom Netznutzungs- und Netzverlustentgelt daran, dass die Energiespeicheranlage als systemdien-licher Speicher ausschließlich zur Wiedereinspeisung betrieben wird.
Diese Bedingung ist aus heutiger netzbetrieblicher Sicht verständlich, wird aber absehbar zu eng, weil zukünftige Speicherimmer häufiger Teil hybrider Mehrzwecksysteme sein werden, die nicht nur wiedereinspeisen, sondern lokal kritische Ver-braucher, Wärme- und Mobilitätssysteme, Kommunikationsinfrastruktur oder Notfalllogistik absichern.
Gerade für Energiezellen und Krisenvorsorge ist diese Einschränkung problematisch. Sie privilegiert jene Speicher, die demNetz dienen, gegenüber jenen Speichern, die zugleich dem Netz und der lokalen Versorgungssicherheit dienen. Damit wirdSystemdienlichkeit auf die Netzdienlichkeit verengt, während gesellschaftliche und resilienzbezogene Systemdienlichkeitunberücksichtigt bleibt.
Auch § 24 ist stark an heutigen großtechnischen und marktförmigen Kriterien orientiert: Netzebene-4-Bezug, Engpasskrite-rium, Mindestgröße von 1 MW, Vertrag mit dem Regelzonenführer, technische Einschränkbarkeit und standortbezogeneKriterien.
Zwar ist eine Aggregatorlösung vorgesehen, sie bleibt jedoch ebenfalls an relativ hohe Einzelgrößen und eine enge system-betriebliche Logik gebunden.
Technisch und marktlich ist jedoch damit zu rechnen, dass künftig kleinere, verteilte und digital koordinierte Speicherver-bünde erheblich an Bedeutung gewinnen. Insbesondere Quartiersspeicher, kommunale Verbünde, kombinierte Speicher-Last-Systeme, bidirektional eingebundene Fahrzeugflotten und sektorgekoppelte Zellen werden nicht zwingend in das Rastergroßvolumiger, zentral marktpräqualifizierter Speicher passen.
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Die 5-GW-Begrenzung in § 26 Abs. 3 sowie das daran anknüpfende Auswahlverfahren nach Knappheitskriterien können zu-dem zu Vorzieheffekten, strategischem Verhalten und einer Konzentration der Begünstigung auf besonders schnelle odergroßvolumige Projekte führen.
Das erhöht das Risiko, dass nicht jene Speicher priorisiert werden, die für regionale Resilienz und zellulare Strukturen dengrößten Nutzen stiften, sondern jene, die am raschesten in das bestehende Kriteriensystem passen.
Kritisch ist schließlich auch, dass die §§ 23 bis 26 mit Ablauf des 31. Dezember 2030 außer Kraft treten sollen, während sie fürbereits in Betrieb genommene Speicher fortgelten.
Das schafft kurzfristige Investitionsanreize, erhöht aber zugleich die Unsicherheit für komplexere, sektorengekoppelte oderkommunale Vorhaben, die naturgemäß längere Entwicklungs- und Umsetzungszeiträume benötigen.
Anregungen zu §§ 23 bis 26: Erweiterung des Begriffs der Systemdienlichkeit um Resilienz-, Inselbetriebs-, Schwarzstart- undKrisenvorsorgefunktionen.
Öffnung des § 23 für hybride Betriebsmodelle, sofern eine missbrauchssichere messtechnische Trennung oder Priorisierungkritischer Lasten möglich ist.
Absenkung oder differenzierte Staffelung der Mindestgrößen in § 24 für kommunale, quartiersbezogene oder kritische In-frastrukturzellen.
Alternative oder ergänzende Anerkennung von Verträgen mit Verteilernetzbetreibern, Gemeinden oder Betreibern kritischerInfrastrukturen, nicht nur mit dem Regelzonenführer.
Ergänzung qualitativer Auswahlkriterien in § 26, etwa regionaler Resilienznutzen, Beitrag zur Versorgung kritischer Infrastruk-turen, Wiederanlauffähigkeit oder zellulare Einbettung.
Verstetigungsperspektive über 2030 hinaus bzw. zumindest verpflichtende Evaluierung mit Fokus auf technische und markt-liche Weiterentwicklungen.
Zu § 29 – temporäre Anschlüsse
Die Regelung für temporäre Anschlüsse ist aus Sicht der Systematik verständlich, kann aber innovative Vorstufen zellularerEntwicklung erschweren.
Gerade Pilotprojekte, Demonstratoren, kommunale Vorsorgelösungen und resilienzorientierte Prototypen beginnen häufigbewusst temporär, um Erfahrungen zu sammeln und schrittweise auszubauen.
Ein um 50% erhöhtes Netznutzungsentgelt oder die sofortige Belastung mit dem pauschalen Anteil können solche Lern- undErprobungsräume unverhältnismäßig verteuern. Damit sinkt die Wahrscheinlichkeit, dass robuste lokale Lösungen überhauptpraktisch erprobt werden.
Anregung zu § 29: Sonderregelung für Innovations-, Resilienz- und Vorsorgeprojekte mit nachgewiesenem Gemeinwohlbe-zug, insbesondere auf kommunaler Ebene.
Zu §§ 33 bis 35 – Außerkrafttreten und Übergangsbestimmungen
Die Befristung der Speicherregelungen bis Ende 2030 bei gleichzeitiger Weitergeltung für bereits in Betrieb genommeneAnlagen ist aus heutiger Sicht ein Investitionsfenster.
Für den Aufbau eines Energiezellensystems ist ein derart kurzer zeitlicher Horizont jedoch problematisch, weil zellulare Struk-turen typischerweise langfristige Planung, sektorübergreifende Abstimmung, kommunale Koordination und schrittweisenAusbau erfordern.
Dadurch werden tendenziell schnell realisierbare Standardprojekte begünstigt, während komplexere, resilienzorientierteVorhaben mit höherem Systemnutzen zurückgestellt werden könnten. Auch hier zeigt sich, dass der Entwurf eher kurzfristiginvestitionsauslösende als langfristig transformationsrobuste Regelungen priorisiert.
Anregung zu §§ 33 bis 35: frühzeitige Verstetigungsperspektive und verbindliche Evaluierungsklausel mit ausdrücklichemFokus auf Versorgungssicherheit, Resilienz, technische Entwicklung und neue Marktformen.
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4 Gesamtbewertung im Hinblick auf technische und marktliche Veränderungen
Die kritische Würdigung des Entwurfs fällt verschärft aus, wenn erwartbare technische und marktliche Veränderungen mit-gedacht werden. Der Entwurf ist in seiner gegenwärtigen Systemlogik plausibel, schreibt aber in wesentlichen Bereichen dieÜbergangslogik eines historisch zentral geprägten Netzsystems in die Zukunft fort.
Zu erwarten sind jedoch eine Zunahme hybrider Speicher- und Flexibilitätssysteme, stärker digitale und automatisierte Be-triebsweisen, mehr lokale Optimierung, sektorengekoppelte Anwendungen, bidirektionale Strukturen, aggregierte Kleinan-lagen und wachsende Anforderungen an Krisenfestigkeit und Wiederanlauffähigkeit. Diese Entwicklung spricht gegen zu engeDefinitionen von Systemdienlichkeit, gegen zu starre Tarifzeitfenster und gegen rein netzbetriebliche Bewertungsmaßstäbe.
Was heute als verursachungsgerecht erscheint, kann morgen innovationshemmend wirken, wenn Mehrfachnutzen, lokaleResilienz und hybride Systemfunktionen regulatorisch nicht angemessen abgebildet werden. Insbesondere das Energiezel-lensystem verlangt eine Ordnung, die nicht nur netzseitige Effizienz, sondern auch gesellschaftliche Robustheit und regionaleVersorgungssicherheit als Wert anerkennt.
5 Schlussfolgerung
Zusammenfassend wird der Begutachtungsentwurf der SNE-G-V als ein Schritt in Richtung größerer Kostenreflexivität undstärkerer netzdienlicher Steuerung anerkannt.
Zugleich wird festgehalten, dass der Entwurf die Anforderungen eines notwendigen zellularen Ansatzes nur teilweise begüns-tigt und in mehreren zentralen Punkten eher behindert.
Begünstigt werden insbesondere lokale Energienutzung im Nahebereich, flexible Entnahme und bestimmte netzbetrieblichsystemdienliche Speicher. Behindert werden hingegen vor allem hybride Resilienzsysteme, lokal priorisierte Versorgungs-konzepte, modulare Mehrkomponentensysteme, sektorgekoppelte Energiezellen und kleinere, verteilt organisierte Speicher-und Flexibilitätsverbünde, die für die künftige Krisenfestigkeit des Energiesystems besondere Bedeutung haben können.
Es wird daher angeregt, den Entwurf in den genannten Punkten nachzuschärfen und insbesondere den Begriff der System-dienlichkeit um Resilienz-, Inselbetriebs-, Schwarzstart- und Krisenvorsorgefunktionen zu erweitern, Tarif- und Begünsti-gungslogiken stärker für hybride und lokale Systemformen zu öffnen und eine verpflichtende Evaluierung im Lichte techni-scher und marktlicher Weiterentwicklungen vorzusehen.
Nur wenn Netzoptimierung und gesellschaftliche Resilienz gemeinsam regulatorisch adressiert werden, kann die Entgeltord-nung nicht nur kurzfristig effizient, sondern auch langfristig transformationsrobust, krisenfest und systemisch anschlussfähigausgestaltet werden.

Wien, 28. Juli 2026
Herbert Saurugg, MScPräsident der Gesellschaft für Krisenvorsorge
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